




Artikel 1

Der Staat gewährleistet das Recht auf eine verantwortungsbewusste Fortpflanzung, kennt 

den sozialen Wert der Mutterschaft an und schützt das menschliche Leben von seinem 

Beginn an. 

Die freiwillige Schwangerschaftsunterbrechung, wie von diesem Gesetz vorgesehen, ist 

kein Mittel zur Geburtenkontrolle. 



Artikel 2

Die Familienberatungsstellen (Gesetz vom 29. Juli 1975, Nr. 405) betreuen die schwangere Frau:

a) Durch Aufklärung über die staatlichen und regionalen Gesetze und zustehenden Rechte und 

über die sozialen, gesundheitlichen und fürsorgenden Dienste, die von örtlich wirkenden Stellen 

angeboten werden. 

b) Durch Aufklärung über die geeignete Vorgangsweise für die Einhaltung der arbeitsrechtlichen 

Bestimmungen zum Schutz der Schwangeren.

c) Indem die Familienberatungsstelle besondere Maßnahmen selbst ergreift oder der 

zuständigen lokalen Körperschaften oder anderen sozialen Einrichtungen, die im Gebiet 

tätig sind, vorschlägt, wenn eine Schwangerschaft oder Mutterschaft Probleme erzeugt, zu deren 

Lösung sich die normalen Maßnahmen von Punkt a) als unzureichend erweisen. 

d) Durch Beihilfe der schwangeren Frau, die Problematiken zu meistern, welche die Frau zu 

einer Schwangerschaftsunterbrechung führen könnten. Die Familienberatungsstellen können 

sich für die Zielsetzungen des vorliegenden Gesetzes auch der freiwilligen Mitarbeit geeigneter 

sozialer Basisgruppen (Organisationen) oder der Vereinigung des Freiwilligendienstes bedienen, 

welche in schwierigen Fällen der Mutter auch nach der Geburt, helfen können.





Artikel 9

Die Weigerung aus Gewissensgründen befreit das Sanitätspersonal und das Hilfspersonal von der 

Teilnahme an den Verfahren und an den Tätigkeiten, die spezifisch und notwendigerweise auf die 

Unterbrechung der Schwangerschaft gerichtet sind, nicht aber von der Betreuung vor und nach dem 

Eingriff.

Artikel 12 

Wenn die Frau jünger als 18 Jahre ist, wird für die Schwangerschaftsunterbrechung die Zustimmung 

desjenigen erforderlich, der die elterliche Gewalt oder die Vormundschaft ausübt. Sind diese Personen 

nicht einverstanden oder stimmt die Frau der Mitwirkung dieser Personen nicht zu, wird der/die 

Vormundschaftsrichter:in eingeschaltet.













9. März 2022 Gesundheit

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat neue Leitlinien für den 

Schwangerschaftsabbruch veröffentlicht, 

um somit die mehr als 25 Millionen unsicheren 

Schwangerschaftsabbrüche, die jedes Jahr vorgenommen werden, zu 

verhindern.






